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Integrales Merkblatt zu den Richtlinien

„Technologiekooperationsförderungsprogramm des Landes

Oberösterreich“ in Zusammenhang mit der Verordnung (EU)

Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 idF Abl. L 167/1 zur

Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit

dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags

über die Arbeitsweise der Europäischen Union

(in der Folge kurz: AGVO)

I. Allgemeine Bestimmungen

Sämtliche allgemeinen Bestimmungen der Kapitel I und II der AGVO in der jeweils

geltenden Fassung sind verbindlich anzuwenden, insbesondere:

1. Artikel 1 Absatz 4 lit a AGVO, wonach ausdrücklich in der

Beihilfenmaßnahme (Beihilfenregelung) festgelegt wird, dass einem

Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines

früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit

einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht

nachgekommen ist, keine Einzelbeihilfen gewährt werden dürfen.

2. Artikel 1 Absatz 4 lit c AGVO, wonach ausdrücklich festgelegt wird, dass

keine Beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten vergeben werden

dürfen.

3. Artikel 1 Absatz 5 lit a AGVO, wonach verlangt werden kann, dass die

Gewährung einer Beihilfe davon abhängig ist, dass die

Beihilfeempfängerin/der Beihilfeempfänger zum Zeitpunkt der Auszahlung

der Beihilfe eine Betriebsstätte oder Niederlassung in dem die Beihilfe

gewährenden Mitgliedstaat hat.

4. Artikel 6 AGVO, wonach der Anreizeffekt zu prüfen ist. Der

Beihilfeempfänger darf mit dem Vorhaben erst beginnen, nachdem der

schriftliche Beihilfeantrag im betreffenden MS gestellt wurde. Gemäß Art 2,

RN 23 gilt als „Projektbeginn“, die erste rechtverbindliche Bestellung, die

eine Investition unumkehrbar macht.

5. Artikel 8 AGVO, wonach die Kumulierungsvorschriften verbindlich

einzuhalten sind. Die Summe aller Beihilfen für dieselben förderbaren



2

Kosten dürfen die in den jeweiligen Artikel der AGVO festgelegten

maximalen Beihilfeobergrenzen nicht überschreiten.

6. Artikel 9 AGVO, wonach Förderungen, die kumuliert pro Projekt einen

Barwert von 100.000,00 Euro überschreiten, auf einer zentralen

Beihilfewebsite mit den in Anhang III der AGVO definierten Angaben

veröffentlicht werden müssen.

Details zur Antragsstellung:

Anträge müssen die folgenden Mindestangaben enthalten:

- Name und Größe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens

einschließlich Projektbeginn und -abschluss, Standort des Vorhabens,

Auflistung der Projektkosten, Art und Höhe der für das Projekt insgesamt

benötigten öffentlichen Mittel.

- Anträge müssen vor Projektbeginn eingereicht werden. Als Projektbeginn

gilt die erste Bestellung/Beauftragung oder eine frühere Verpflichtung, die

das Projekt unumkehrbar macht bzw. ein früherer Beginn der Bau- oder

Projekttätigkeit. Der Kauf von Grundstücken, sofern kein Teil der

förderbaren Projektkosten, oder Vorarbeiten wie die Einholung von

Genehmigungen oder von Preisauskünften gelten nicht als Projektbeginn.

II. Materiell rechtliche Bestimmungen

Darüber hinaus sind sämtliche relevanten Kriterien der jeweiligen materiell-

rechtlichen Artikel der AGVO in der jeweils geltenden Fassung verbindlich

anzuwenden, insbesondere:
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Artikel 25 AGVO:

Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben können nur für Projekte

gewährt werden, welche die Voraussetzungen gemäß Artikel 25 AGVO erfüllen,

insbesondere:

Falls ein Projekt auch von anderen Förderungsstellen (Bund, Land, etc.)

unterstützt wird, ist der kumulierte Förderungsbarwert (Subventionsäquivalent)

für das Projekt zu ermitteln. Der kumulierte Barwert aller Förderungen –

einschließlich „De-minimis“-Beihilfen – darf die nachfolgend dargestellten,

maximal zulässigen Förderungsintensitäten (Förderungsbarwert im Verhältnis zu

förderbaren Kosten) nicht überschreiten.

Die Beihilfenintensität darf folgende Sätze nicht überschreiten:

- Förderbare Kosten der Grundlagenforschung: max. 100%;

- Förderbare Kosten der industriellen Forschung: max. 50%;

- Förderbare Kosten der experimentellen Entwicklung: max. 25%;

- Förderbare Kosten für Durchführbarkeitsstudien: max. 50%.

Die Förderungsintensitäten für industrielle Forschung und experimentelle

Entwicklung können im Einklang mit den Buchstaben a bis d auf bis zu 80 % der

beihilfefähigen Kosten angehoben werden, wobei die Buchstaben b, c und d nicht

miteinander kombiniert werden dürfen:

a) Um 10 Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und um 20 Prozentpunkte

bei kleinen Unternehmen;

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist;

o Das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit

 zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein KMU

ist, oder wird in mindestens zwei Mitgliedstaaten oder einem

Mitgliedstaat und einer Vertragspartei des EWR-Abkommens
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durchgeführt, wobei kein einzelnes Unternehmen mehr als

70 % der förderbaren Kosten bestreitet, oder

 zwischen einem Unternehmen und einer oder mehreren

Einrichtungen für Forschung und Wissensverbreitung, die

mindestens 10 % der förderbaren Kosten tragen und das Recht

haben, ihre eigenen Forschungsergebnisse zu veröffentlichen;

o Die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferenzen,

Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien oder durch

gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-Software

weite Verbreitung.

o Der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergebnisse

geförderter Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die durch Rechte

des geistigen Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche

Lizenzen für die Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen

diskriminierungsfrei zu erteilen.

o Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird in einem

Fördergebiet durchgeführt, das die Voraussetzungen des Artikels 107

Absatz 3 Buchstabe a AEUV erfüllt.

c) um 5 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in

einem Fördergebiet durchgeführt wird, das die Voraussetzungen des Artikels

107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV erfüllt;

d) um 25 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben

o von einem Mitgliedstaat im Anschluss an ein offenes Verfahren

ausgewählt wurde, um Teil eines Vorhabens zu werden, das von

mindestens drei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-

Abkommens gemeinsam konzipiert wurde, und

o eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in

mindestens zwei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-

Abkommens beinhaltet, wenn es sich bei dem Beihilfeempfänger um
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ein KMU handelt, oder in mindestens drei Mitgliedstaaten oder

Vertragsparteien des EWR-Abkommens, wenn es sich bei dem

Beihilfeempfänger um ein großes Unternehmen handelt, und

o mindestens eine der beiden folgenden Voraussetzungen erfüllt:

 die Ergebnisse des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens

finden in mindestens drei Mitgliedstaaten oder

Vertragsparteien des EWR-Abkommens durch Konferenzen,

Veröffentlichung, Open-Access-Repositorien oder durch

gebührenfreie Software beziehungsweise Open-Source-

Software weite Verbreitung oder

 der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für

Forschungsergebnisse geförderter Forschungs- und

Entwicklungsvorhaben, die durch Rechte des geistigen

Eigentums geschützt sind, zeitnah nichtausschließliche

Lizenzen für die Nutzung durch Dritte im EWR zu Marktpreisen

diskriminierungsfrei zu erteilen.

Die Förderungsintensität für Durchführbarkeitsstudien kann bei mittleren

Unternehmen um 10 Prozentpunkte und bei kleinen Unternehmen um 20

Prozentpunkte erhöht werden.

Falls die beabsichtigte barwertmäßige Gesamtförderung für das Projekt die

nachfolgenden Beträge überschreitet, ist vor Gewährung der Förderung eine

Notifizierung bei und Genehmigung durch die Europäischen Kommission

erforderlich:

 Vorhaben, die überwiegend die Grundlagenforschung betreffen:

55 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben (dies ist der Fall, wenn mehr

als die Hälfte der förderbaren Kosten des Vorhabens aufgrund von

Tätigkeiten in der Grundlagenforschung anfallen);
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 Vorhaben, die überwiegend die industrielle Forschung betreffen:

35 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben (dies ist der Fall, wenn mehr

als die Hälfte der förderbare Kosten des Vorhabens aufgrund von Tätigkeiten

in der industriellen Forschung oder von Tätigkeiten in der industriellen

Forschung und der Grundlagenforschung anfallen);

 Vorhaben, die überwiegend die experimentelle Entwicklung

betreffen:

25 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben (dies ist der Fall, wenn mehr

als die Hälfte der förderbaren Kosten des Vorhabens aufgrund von

Tätigkeiten in der experimentellen Entwicklung anfallen);

 bei EUREKA-Projekten oder Projekten, die von einem nach Artikel

185 oder Artikel 187 AEUV gegründeten gemeinsamen

Unternehmen durchgeführt werden, werden die unter den Ziffern 1) bis

3) genannten Beträge verdoppelt;

 Förderungen für Durchführbarkeitsstudien zur Vorbereitung von

Forschungstätigkeiten: 8,25 Mio. EUR pro Studie;

III. Begriffsbestimmungen

Begriffsbestimmungen und Spezifika für Beihilfen für Forschung und

Entwicklung und Innovation (AGVO)

 „Grundlagenforschung“: Experimentelle oder theoretische Arbeiten, die

in erster Linie dem Erwerb neuen Grundlagenwissens ohne erkennbare

direkte kommerzielle Anwendungsmöglichkeiten dienen.

 „industrielle Forschung“: Planmäßiges Forschen oder kritisches

Erforschen zur Gewinnung neuer Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel,

in beliebigen Bereichen, Technologien, Branchen oder Wirtschaftszweigen

(u.a. digitale Branchen und Technologien wie Hochleistungsrechnen,
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Quantentechnologien, Blockchain-Technologien, künstliche Intelligenz,

Cybersicherheit, Big Data und Cloud-Technologien) neue oder erheblich

verbesserte Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen einschließlich

digitaler Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln. Hierzu

zählen auch die Entwicklung von Teilen komplexer Systeme und unter

Umständen auch der Bau von Prototypen in einer Laborumgebung oder in

einer Umgebung mit simulierten Schnittstellen zu bestehenden Systemen

wie auch von Pilotlinien, wenn dies für die industrielle Forschung und

insbesondere die Validierung von technologischen Grundlagen notwendig

ist.

 „angewandte Forschung“: Anderer Begriff für industrielle Forschung.

 „experimentelle Entwicklung“: Erwerb, Kombination, Gestaltung und

Nutzung vorhandener wissenschaftlicher, technischer, wirtschaftlicher und

sonstiger einschlägiger Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, in

beliebigen Bereichen, Technologien, Branchen oder Wirtschaftszweigen

(u.a. digitale Branchen und Technologien wie Hochleistungsrechnen,

Quantentechnologien, Blockchain-Technologien, künstliche Intelligenz,

Cybersicherheit, Big Data und Cloud-Technologien) neue oder verbesserte

Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen einschließlich digitaler Produkte,

Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln. Dazu zählen zum Beispiel

auch Tätigkeiten zur Konzeption, Planung und Dokumentation neuer

Produkte, Verfahren und Dienstleistungen.

Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von Prototypen,

Demonstrationsmaßnahmen, Pilotprojekte sowie die Erprobung und

Validierung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren und

Dienstleistungen in einem für die realen Einsatzbedingungen

repräsentativen Umfeld umfassen, wenn das Hauptziel dieser Maßnahmen

darin besteht, im Wesentlichen noch nicht feststehende Produkte, Verfahren

oder Dienstleistungen weiter zu verbessern.

Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von kommerziell

nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten einschließen, wenn es sich dabei
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zwangsläufig um das kommerzielle Endprodukt handelt und dessen

Herstellung allein für Demonstrations- und Validierungszwecke zu teuer

wäre. Die experimentelle Entwicklung umfasst keine routinemäßigen oder

regelmäßigen Änderungen an bestehenden Produkten, Produktionslinien,

Produktionsverfahren, Dienstleistungen oder anderen laufenden

betrieblichen Prozessen, selbst wenn diese Änderungen Verbesserungen

darstellen sollten.

 „Durchführbarkeitsstudie“: Bewertung und Analyse des Potenzials eines

Vorhabens mit dem Ziel, die Entscheidungsfindung durch objektive und

rationale Darlegung seiner Stärken und Schwächen sowie der mit ihm

verbundenen Möglichkeiten und Gefahren zu erleichtern und festzustellen,

welche Ressourcen für seine Durchführung erforderlich wären und welche

Erfolgsaussichten das Vorhaben hätte.

 „Personalkosten“: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges Personal,

soweit diese für das betreffende Vorhaben beziehungsweise die betreffende

Tätigkeit eingesetzt werden.

 „wirksame Zusammenarbeit“: arbeitsteilige Zusammenarbeit von

mindestens zwei unabhängigen Partnern mit Blick auf einen Wissens- oder

Technologieaustausch oder auf ein gemeinsames Ziel, wobei die Partner den

Gegenstand des Verbundprojekts gemeinsam festlegen, einen Beitrag zu

seiner Durchführung leisten und seine Risiken und Ergebnisse teilen. Die

Gesamtkosten des Vorhabens können von einem oder mehreren Partnern

getragen werden, so dass andere Partner von den finanziellen Risiken des

Vorhabens befreit sind. Auftragsforschung und die Erbringung von

Forschungsleistungen gelten nicht als Formen der Zusammenarbeit.
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IV. Subsidiarität des gegenständlichen Merkblatts

Sollten im gegenständlichen Merkblatt Widersprüche zum EU-Beihilfenrecht in der

jeweils geltenden Fassung vorhanden sein, gelten die Bestimmungen des EU-

Beihilfenrechts in der jeweils geltenden Fassung (z.B. neue EU-

Beihilfenrechtsbestimmungen) und nicht die Bestimmungen des gegenständlichen

Merkblatts (Subsidiarität des gegenständlichen Merkblatts gegenüber dem EU-

Beihilfenrecht).


